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waltskammern gegr�ndet werden k�nnen. Das w�re etwa in
Ankara und Istanbul der Fall. Die traditionell regierungskri-
tischen Kammern vergeben Rechtsanwaltslizenzen und ver-
treten die rund 128000 Rechtsanw�lte im Land. Durch die
Neuregelung wird auch die proportionale Vertretung in der
nationalen Dachorganisation ersetzt. Dadurch d�rfte die
Zahl der Anwaltsvertreter aus Großst�dten wie Istanbul, An-
kara und Izmir sinken und deren Finanzierungsreservoir ein-
geschr�nkt werden.

Auch die Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch
und die Internationale Juristenkommission kritisierten die
geplante Reform. Das Vorhaben der Regierung ziele auf ei-
nen „politischen Zweck“ ab, hieß es in einer gemeinsamen
Erkl�rung. Ziel der Reform sei es, die Kammern politisch zu
spalten. Das Vorhaben trage ebenfalls dazu bei, die Unab-
h�ngigkeit und Unparteilichkeit des Justizsystems zu unter-
graben.

III. Wirtschaftliche Bewertung und Ausblick

Die t�rkischeWirtschaft wurde hart von der Coronakrise ge-
troffen.

Die heftigste – und nachtr�glich wohl auch teuerste – Maß-
nahme gegen das Virus kam jedoch aus dem Finanzministe-
rium unter der Leitung von Minister Berat Albayrak. Als die
Infektionszahlen imM�rz und April noch in die H�he schos-
sen, senkte die T�rkische Zentralbank den Leitzins schritt-
weise um 1,5 Prozentpunkte auf 8,25 Prozent. Banken wur-
den angehalten, frisches Geld, meist in Form von Krediten,
m�glichst schnell an Firmen und Privatkunden weiterzulei-
ten. Damit sollte der Konsum aufrechterhalten werden.

Als Folge verlor die T�rkische Lira massiv an Wert; es ist
der am l�ngsten anhaltende Kursrutsch seit 1999. Im gesam-
ten Jahr 2020 verlor die Lira im Handel mit dem Dollar und
Euro rund 35 Prozent an Wert. Bei Fertigstellung dieses
Berichts werden f�r einen Euro erstmals mehr als 9,9 TL f�l-
lig. Anfang des Jahres lag der Wechselkurs f�r 1 Euro bei
6,6 TL.

Um den anhaltenden Wertverfall der T�rkischen Lira zu
stoppen und um der dadurch steigenden Inflation entgegen-
zutreten, hat die t�rkische Zentralbank im September �ber-
raschend den zentralen Zinssatz zur Versorgung der Ge-
sch�ftsbanken um 2 volle Prozentpunkte von bisher 8,25
Prozent auf nunmehr 10,25 Prozent angehoben. Dies ist die
erste Anhebung der Leitzinsen seit 2 Jahren. Am 22. 10.

2020 hat die t�rkische Notenbank den Leitzins nicht erneut
erh�ht. Trotz einer hohen Inflationsrate von knapp 12 Pro-
zent beließ sie den Leitzins unver�ndert bei 10,25 Prozent.

Die t�rkische Wirtschaft steckt seit Jahren in der Krise.
2018 ließ ein Zollstreit mit den USA die Lira einbrechen.
Der Abschwung wurde durch die Coronakrise nur noch ver-
sch�rft. Die Inflation liegt konstant bei 12 Prozent.

Die t�rkische Regierung hat die Konjunktur mit vielen
Hilfsprogrammen unterst�tzt, das Bruttoinlandsprodukt
geht – gegen�ber demVorjahresquartal – im zweiten Quartal
um 9,9 Prozent zur�ck. Auch dieser Einbruch ist heftig, al-
lerdings nicht so stark wie bef�rchtet. Analysten hatten im
Schnitt einen R�ckgang um 10,7 Prozent vorausgesagt. Zu-
dem sei der Einbruch weniger stark als in anderen Schwel-
lenl�ndern. Zum Vergleich: In Deutschland ist das Bruttoin-
landsprodukt im zweiten Quartal um 10,1 Prozent gesunken,
in Frankreich um 13,8 Prozent, in der gesamten Euro-Zone
um 12,1 Prozent, jeweils verglichen mit dem Vorjahresquar-
tal.

Im September hat die Ratingagentur Fitch die Prognose zum
t�rkischen Wirtschaftswachstum f�r das Jahr 2020 von mi-
nus 3,9 Prozent auf minus 3,2 Prozent aktualisiert. F�r die
Jahre 2021 und 2022 lautet die Prognose, dass die T�rkei ein
Wirtschaftswachstum von 5 Prozent im Jahr 2021 und von
4,6 Prozent im Jahr 2022 erwartet. In diesem Bericht wurde
f�r die T�rkei eine Inflationserwartung von 10,8 Prozent bis
Ende dieses Jahres, 11 Prozent bis Ende 2021 und von 11,1
Prozent bis Ende 2022 ausgewiesen.

Dr. G�k�e Uzar Sch�ller
Studium der Rechtswissenschaften an der
Universit�t Ankara. Nach ihrem Magisterstu-
dium promovierte sie an der Universit�t Re-
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verfahrensrecht. Sie ist t�rkische Rechtsan-
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und in M�nchen. Sie war von 2006 bis 2012 in Kanzleien t�tig,
die auf das T�rkeigesch�ft spezialisiert sind. Seit 2012 ist sie
Leiterin des T�rkei-Desk und Local Partner in der Soziet�t GvW
Graf von Westphalen. In dieser Funktion ber�t sie deutsche Un-
ternehmen bei ihrem Markteintritt und ihren Gesch�ften in der
T�rkei sowie t�rkische Unternehmen bei ihren Gesch�ftsbezie-
hungen in Deutschland. Sie ist dar�ber hinaus Lehrbeauftrage
der LMUM�nchen f�r t�rkisches Recht.

Markus Schlueter, Rechtsanwalt, K�ln/Bangkok

L�nderreport Thailand
I. Rechtspolitischer Hintergrund

Die politische Situation ist in Thailand weiterhin volatil.
Trotz des formellen Endes der Milit�rregierung dominiert
die Armee die neue Regierung. Die Parlamentswahlen vom
M�rz 2019 f�hrten zu einer Koalitionsregierung unter der
F�hrung der mit dem Milit�r verb�ndeten Partei Phalang
Pracharat und des Premierministers Prayuth Chan-ocha.

Ein Senat, der vollst�ndig von der ehemaligen Junta ernannt
wurde, und ein Kabinett mit mehreren ehemaligen Gener�-
len in zentralen Posten sichern zus�tzlich die Dominanz des
Milit�rs. Die thail�ndische Regierung hat Ende M�rz 2020
den Notstand ausgerufen. Damit erhielt der Regierungschef
weitreichende Vollmachten. Seit Jahresmitte ist eine zuneh-
mende Unzufriedenheit breiter Bev�lkerungsschichten mit
der Regierung und verschiedenen politischen Einschr�nkun-
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gen, etwa im Bereich der Versammlungs- undMeinungsfrei-
heit sowie den Methoden der Pandemiebek�mpfung zu be-
obachten, die insbesondere in Bangkok zu Massendemons-
trationen gef�hrt hat. Neu sind hierbei vor allem Forderun-
gen zur Reform der Monarchie, was bislang ein Tabuthema
in Thailand war.

Im Jahr 2019 war Deutschland f�r Thailand der wichtigste
Handelspartner in der Europ�ischen Union und belegte in
der thail�ndischen Exportstatistik Rang 13, in der Import-
statistik Rang 10. So haben deutsche Unternehmen 2019
Waren im Wert von 5,02 Mrd. EUR nach Thailand expor-
tiert, w�hrend das Importvolumen aus Thailand bei 6,02
Mrd. EUR lag. Das bilaterale Handelsvolumen zwischen
Deutschland und Thailand lag damit 1,3% unter dem Vor-
jahresniveau. Die globale Covid-19-Pandemie hat seit An-
fang 2020 zu einem starken R�ckgang wirtschaftlicher
Aktivit�t gef�hrt, und es wird erwartet, dass das thail�ndi-
sche BIP in diesem Jahr um 5,7% schrumpfen wird. Die
Exportsektoren (haupts�chlich Elektronik und Automobil),
die von Unterbrechungen in der Lieferkette und einer sich
verschlechternden Auslandsnachfrage betroffen sind, wer-
den Prognosen zufolge in diesem Jahr um mehr als 16%
schrumpfen. Der Tourismussektor, der fast 18% des BIP
ausmacht, wurde ebenfalls stark in Mitleidenschaft gezo-
gen, da seit M�rz 2020 die internationalen Touristenan-
k�nfte fast zum Erliegen gekommen sind. Mobilit�tsein-
schr�nkungen, die als Reaktion auf den Ausbruch verh�ngt
wurden, waren zwar entscheidend f�r die Abflachung der
Infektionskurve, haben aber den privaten Konsum, insbe-
sondere f�r Einzelhandel und Freizeitdienstleistungen,
stark beeintr�chtigt. Das spiegelt sich in den Verk�ufen
von Gebrauchsg�tern, die im ersten Quartal 2020 einen
starken R�ckgang von fast 12% verzeichneten.

II. Rechtsgebiete

1. Investitionsf�rderung

a) BOI-Umzugsf�rderung

Die thail�ndische Regierung ermutigt ausl�ndische Investo-
ren mittels neuer F�rderprogramme, ihre Unternehmungen
nach Thailand zu locken. Vor dem Hintergrund des anhal-
tenden US-Chinesischen Handelskonflikts k�ndigte der
thail�ndische Wirtschaftsminister das Investitionsanreizpa-
ket „Thailand Plus“ an, das darauf abzielt, mehr ausl�ndi-
sche Investitionen anzuziehen und entsprechende Verwal-
tungsverfahren zu beschleunigen.

Ziel des Pakets ist es, die Attraktivit�t Thailands als Inves-
titionsstandort durch zus�tzliche Anreize bei Investitionen
bis 2021 zu erh�hen. Demnach wird das Board of Invest-
ment (BOI) weitere f�nf Jahre lang 50% Erm�ßigung der
K�rperschaftsteuer auf Projekte gew�hren, die bis Ende
2020 einen Antrag auf Investitionsf�rderung stellen und
bis Ende 2021 tats�chliche Investitionen in H�he von min-
destens 1 Mrd. THB (rund 27 Mio. EUR) get�tigt haben.
Auch Investitionen in Automatisierungssysteme werden zu
zus�tzlichen Abz�gen berechtigt sein, um die Transforma-
tion der thail�ndischen Industrie weiter zu st�rken und zu
beschleunigen.

Eine weitere Deregulierung restriktiver Verwaltungsvorga-
ben f�r ausl�ndische Investitionen wird u.a. durch die Ein-
richtung eines One-Stop-Service f�r Investoren und die Ver-
lagerung beh�rdlicher Befugnisse an das BOI angestrebt,
um die Investitionsverlegung nach Thailand zu erleichtern.

b) BOI-Maßnahmen im Zusammenhang mit Covid-19

Das BOI hat mehrere F�rderprogramme zur Beschleuni-
gung der wirtschaftlichen Erholung Thailands angesichts
der massiven Auswirkungen durch die Covid-19-Pandemie
vorgesehen. Gef�rdert werden in diesem Zusammenhang
Maßnahmen von Unternehmen zur Steigerung der Produkti-
vit�t, namentlich in den Bereichen Energieeinsparung, Au-
tomatisierung, Digitalisierung und Ausgaben f�r Forschung
und Entwicklung. Geeignete Projekte k�nnen eine Befrei-
ung von der K�rperschaftsteuer f�r bis zu drei Jahre erhalten
(es gilt eine Obergrenze von 50% oder 100% des Investiti-
onsvolumens) sowie eine Befreiung von Einfuhrz�llen auf
Maschinen, die f�r diese Maßnahmen verwendet werden.
Der Antrag hierf�r muss bis zum 30. 12. 2020 gestellt wer-
den.

Vorgesehen ist zudem die F�rderung der Personalentwick-
lung in den MINT-Bereichen (Mathematik, Ingenieurwe-
sen, Naturwissenschaften und Technik). Hierdurch wird er-
m�glicht, bis zu 200% der tats�chlichen Ausgaben im Zu-
sammenhang mit der Durchf�hrung von MINT-Fortbildun-
gen f�r Mitarbeiter in die Berechnung des Rahmens der
K�rperschaftsteuerbefreiung einzubeziehen. Dar�ber hi-
naus haben Arbeitgeber die M�glichkeit, Sonderabz�ge
f�r Ausbildungskosten im Zusammenhang mit fortge-
schrittener Technologie und Ausgaben f�r die Einstellung
neuer hochqualifizierter Arbeitskr�fte in den Bereichen
Wissenschaft und Technologie vorzunehmen. Unterneh-
men, die mindestens 1 Mio. THB in die Einrichtung von
Ausbildungs- und Schulungsprogrammen investieren, die
vom Ministerium f�r Wissenschaft und Technologie zur
Entwicklung der Arbeitnehmerbildung unterst�tzt werden,
k�nnen bis zu f�nf Jahre lang von der K�rperschaftsteuer
befreit werden, wobei die Obergrenze bei der H�he der In-
vestition liegt. Antr�ge m�ssen bis zum 30. 12.2021 einge-
reicht werden.

Dar�ber hinaus hat das BOI einen zus�tzlichen Anreiz f�r
Investitionen in Aktivit�ten der Kategorie A1 bis A3 ange-
k�ndigt, der bis zu f�nf Jahre nach der ersten Steuerbefrei-
ung eine Senkung der K�rperschaftsteuer vorsieht, wenn in-
nerhalb des Zeitraums von Februar bis Dezember 2020 min-
destens 500 Mio. THB bzw. von Februar bis Dezember 2021
1 Mrd. THB investiert werden. Die Investitionen m�ssen in
eine der 120 vom BOI angek�ndigten Zielaktivit�ten get�-
tigt werden.

2. Mehrwertsteuer

Die Senkung der Mehrwertsteuer auf 7% wird um ein weite-
res Jahr verl�ngert, und zwar f�r den Zeitraum vom 1. 10.
2020 bis zum 30. 9. 2021 (der gesetzliche Satz betr�gt
10%). Der Verkauf von Waren und Dienstleistungen sowie
die Einfuhr vonWaren und Dienstleistungen unterliegen der
Mehrwertsteuer von 7%. Bestimmte Verk�ufe von Waren
und Dienstleistungen unterliegen einem Mehrwertsteuersatz
von 0%.

3. Vorschl�ge zur �nderung des Zivil- und
Handelsgesetzbuches

Im Juni 2020 billigte das Kabinett einen Entwurf zur �nde-
rung des Zivil- und Handelsgesetzes (Civil and Commercial
Code, CCC), um Gesch�ftst�tigkeiten in Thailand insbeson-
dere im Hinblick auf Fragestellungen in den Bereichen
Compliance und Transaktionen zu vereinfachen. So soll
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nunmehr erstmalig die Verschmelzung durch Aufnahme ko-
difiziert werden, die im thail�ndischen Gesellschaftsrecht
bislang nicht ausdr�cklich geregelt wurde. Die Novelle sieht
auch vor, dass eine Limited Companymit nunmehr zwei Ge-
sellschaftern gegr�ndet werden kann. Bislang sind hierzu
drei Gesellschafter erforderlich; bis 2008 waren es sogar sie-
ben. Nach den neuen Regeln soll f�r eine Gesellschafterver-
sammlung mithin ein Quorum von mindestens zwei Gesell-
schaftern erforderlich sein. Dar�ber hinaus werden elek-
tronische Gesellschafter- und Gesch�ftsf�hrungssitzungen
ausdr�cklich genehmigt. Nach bisheriger Rechtslage konn-
ten solche Versammlungen nur dann elektronisch abgehal-
ten werden, wenn alle Teilnehmer zum Zeitpunkt der Ver-
sammlung physisch in Thailand waren. Im Rahmen der Co-
ronakrise wurde diese Maßgabe nun abgeschafft. Danach
sind elektronische Direktoren- oder Gesellschafterver-
sammlungen auch dann statthaft, wenn keiner der Teilneh-
mer physisch in Thailand anwesend ist. Bisher gelten die
neuen Regeln im Rahmen eines k�niglichen Dekrets. Die
Regierung hat jedoch angek�ndigt, die Regeln in das Zivil-
gesetzbuch �bernehmen zu wollen. Weiterhin wird die Ver-
pflichtung zur Ver�ffentlichung einer Benachrichtigung
�ber die Gesellschafterversammlung in einer Lokalzeitung
abgeschafft. Eine Ausnahme gilt f�r F�lle, in denen die Aus-
gabe von Inhaberzertifikaten beschlossen wird.

Zudem sollen Gesellschaften k�nftig Antr�ge wie z.B. die
Registrierung oder sp�tere gesellschaftsrechtliche �nderun-
gen bei jeder Außenstelle des Department of Business De-
velopment, einer Unterbeh�rde des thail�ndischen Handels-
ministeriums, einreichen k�nnen. Derzeit wird die lokale
Zust�ndigkeit durch den Gesellschaftssitz bestimmt. Da-
r�ber hinaus reduziert das Gesetz Geb�hren und Dokumen-
tationsanforderungen. DesWeiteren wird eine Limited Com-
pany, die ihre Gr�ndung beim Handelsministerium/DBD ab
dem 16. 10. 2019 registriert, automatisch als Arbeitgeber
bei der Sozialversicherung registriert, ohne einen separaten
Antrag stellen zu m�ssen. Sonstige arbeitsrechtliche Anfor-
derungen gelten weiterhin.

4. Steuererleichterungen als Reaktion auf Covid-19

Als Reaktion auf die Covid-19-Epidemie und ihre Folgen
hat das Finanzministerium eine Reihe von Steuererleichte-
rungen mit dem Ziel erlassen, Steuerzahler in Thailand zu
entlasten.

a) Reduzierte Quellensteuer und K�rperschaftsteuer-
Fristverl�ngerung

So wurde eine vor�bergehende Reduzierung der Quellen-
steuerabzugss�tze f�r verschiedene Arten von Zahlungen
eingef�hrt. Gem�ß Ministerialverordnung Nr. 361 wird die
Quellensteuer demnach f�r alle Zahlungen, die zwischen
dem 1. 4. 2020 und dem 30. 9. 2020 f�r bestimmte Arten
von Eink�nften geleistet werden, vor�bergehend von dem
regul�ren Satz von 3% auf 1,5% gesenkt. Zusammenfas-
send handelt es sich bei den betreffenden Eink�nften prim�r
um Zahlungen f�r Dienstleistungen, Honorare f�r Auftrags-
arbeiten und freie Berufe f�r alle Steuerpflichtigen sowie
um Zahlungen f�r Provisionen,Goodwill und Urheberrechte
f�r K�rperschaftssteuerpflichtige. Dar�ber hinaus wird die
Quellensteuer vom 1. 10. 2020 bis zum 31. 12. 2021 auf ei-
nen Satz von 2% reduziert, wenn die Zahlung �ber das neue
System der elektronischen Quellensteuer erfolgt. Der we-
sentliche Faktor f�r die berechtigte Anwendung der erm�-

ßigten S. ist dabei das tats�chliche Zahlungsdatum in der ge-
nannten Periode, nicht das Rechnungsdatum.

Weiterhin gilt eine verl�ngerte Einreichungsfrist f�r K�rper-
schaftsteuererkl�rungen und -zahlungen und ein erh�hter
Steuerabzug f�r Zinsaufwendungen und Gehaltsaufwendun-
gen zum Zweck der Steuerberechnung.

b) KMU-Entlastung

Kleine und mittlere Unternehmen k�nnen einen 150%igen
Abzug auf Zinsaufwendungen f�r Kredite beantragen, die
im Rahmen der zinsg�nstigen Kreditlinie der Regierung zur
Unterst�tzung von Unternehmern aufgenommen wurden.
Erforderlich hierzu ist, dass gem�ß der Rechnungsperiode,
die am oder vor dem 30. 9. 2019 endet, die Jahreseinnahmen
500Mio. THB nicht �bersteigen und das Unternehmen nicht
mehr als 200 Mitarbeiter hat. Arbeitgeber kleiner und mitt-
lerer Unternehmen k�nnen zu den vorgenannten Vorausset-
zungen zudem 300% der erstattungsf�higen Lohnkosten,
die f�r Arbeitnehmer im Zeitraum von April bis Juli 2020
anfallen, abziehen. F�r den erh�hten Abzug kommen nur
Geh�lter in Betracht, die 15000 THB pro Monat und Mitar-
beiter nicht �berschreiten; außerdem m�ssen die Mitarbeiter
bei der Sozialversicherungskasse versichert sein. Die Zahl
der versicherten Arbeitnehmer in der Periode darf nicht
niedriger sein als die Zahl der versicherten Arbeitnehmer
am 31. 12. 2019.

c) Beschleunigte Mehrwertsteuer-R�ckerstattungen

Mehrwertsteuerzahler, die als Warenexporteur registriert
sind, erhalten die Steuererstattung innerhalb von 15 Tagen
statt sonst 30 Tagen, wenn die Mehrwertsteuererkl�rungen
�ber das E-Filing-System eingereicht werden, und innerhalb
von 45 statt 60 Tagen bei regul�ren Einreichungen.

d) Steuererleichterungen f�r Spenden

F�r Spenden zur Unterst�tzung von Covid-19-bezogenen
Maßnahmen, die im Zeitraum vom 5. 3. 2020 bis zum 5. 3.
2021 �ber das e-Spendensystem des Finanzministeriums ge-
leistet werden, k�nnen Einzelpersonen Barspenden als ab-
zugsf�hige Verg�nstigung f�r pers�nliche Einkommensteu-
erzwecke geltend machen, die auf 10% des bereinigten steu-
erpflichtigen Einkommens begrenzt ist. Juristische Personen
k�nnen Bar- oder Verm�gensspenden als abzugsf�hige Aus-
gabe f�r K�rperschaftsteuerzwecke geltend machen, wobei
die Obergrenze bei 2% des steuerpflichtigen Nettogewinns
liegt. Zudem sind Verm�gensspenden f�r registrierte Unter-
nehmen von der Mehrwertsteuer befreit.

e) Stimulus zur St�tzung des privaten Konsums

Eink�ufe von G�tern oder Dienstleistungen mit Mehrwert-
steuer im Zeitraum vom 23. 10. 2020 bis 31. 12. 2020 k�n-
nen unter gewissen Voraussetzungen bis zu einer H�he von
THB von der pers�nlichen Einkommensteuer abgezogen
werden. Die Regierung hofft, dadurch den privaten Konsum
zu st�tzen. Dem gegen�ber steht ein Steuerminus von ge-
sch�tzten 12Mrd. THB.

5. Weitere legislative Reaktionen auf Covid-19
in Thailand

a) Richtlinien f�r Zivilluftfahrt

Am 1. 3. 2020 ist Covid-19 als gef�hrliche �bertragbare
Krankheit nach dem Communicable Disease Act (CDA)
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klassifiziert worden. Der CDA erlaubt Maßnahmen zur Ab-
wehr gef�hrlicher Krankheiten; beispielsweise kann ange-
ordnet werden, Einrichtungen zu desinfizieren oder zu
schließen, und Personen k�nnen angewiesen werden, sich
untersuchen zu lassen oder in Quarant�ne zu begeben. Am
9. 3. 2020 hat die thail�ndische Beh�rde f�r Zivilluftfahrt
Richtlinien f�r Luftfahrtunternehmen mit Blick auf Covid-
19 erlassen. Danach sind die Unternehmen angewiesen, Rei-
sende aus Infektionszonen nur dann einchecken zu lassen,
wenn ein Gesundheitszertifikat vorgelegt werden kann, das
bescheinigt, dass der Reisende nicht an Covid-19 erkrankt
ist. Ferner m�ssen Reisende ein sog. T8-Formular ausf�llen,
welches bei der Einreise vorzulegen ist. Falschangaben auf
dem Formular k�nnen mit Geldbußen geahndet werden.
Luftfahrtunternehmen sind verpflichtet, die Kosten f�r Iso-
lation, Quarant�ne und andere Gesundheitskosten zu tragen,
falls ein Reisender in Thailand positiv auf das Coronavirus
getestet wird.

b) Einreisebeschr�nkungen

Seit dem 25. 3. 2020 ist die Einreise nach Thailand auf dem
Luft-, Land- und Seeweg f�r Ausl�nder stark eingeschr�nkt.
Bestimmten nicht-thail�ndischen Staatsangeh�rigen ist die
Einreise weiterhin gestattet, sofern sie unter eine von elf
hierzu designierten Gruppen (u.a. Ausl�ndern, die im Besitz
einer g�ltigen thail�ndischen Arbeits- oder Aufenthalts-
erlaubnis sind, sowie Ehegatten, Eltern und Kindern von
thail�ndischen Staatsangeh�rigen) fallen und sie die gesetz-
lichen Anforderungen erf�llen. Ausl�nder, die mit einer
Arbeitserlaubnis in Thailand arbeiten, d�rfen in das K�nig-
reich einreisen, wenn sie (i) von einer thail�ndischen Bot-
schaft im Ausland eine Einreisebescheinigung ausgestellt
bekommen, die best�tigt, dass der Inhaber unter eine der elf
Gruppen f�llt, denen die Einreise in das K�nigreich gestattet
ist, (ii) eine Gesundheitsbescheinigung mit negativem Test-
ergebnis f�r Covid-19 vorweisen, die nicht mehr als 72 Stun-
den vor der Reise ausgestellt wurde und (iii) eine Kranken-
versicherung mit einer Mindestdeckung von 100000 USD
f�r die Behandlung von Covid-19 haben. Bei der Ankunft in
Thailand m�ssen die Einreisenden sich am Flughafen einer
medizinischen Untersuchung unterziehen, die ein allgemei-
nes Fieber- und Symptomscreening beinhaltet, die App der
Regierung installieren, um den Aufenthaltsort der Person zu
verfolgen, und sich in eine 14-t�gige Quarant�ne begeben.
Die Kosten f�r die Quarant�ne sind von den Einreisenden
selbst zu tragen.

Im Oktober 2020 hat die Regierung im Grundsatz auch die
Einreise von Gesch�ftsreisenden ohne Arbeitserlaubnis un-
ter gewissen Voraussetzungen genehmigt. Zur St�tzungen
der Tourismusbranche wurde zudem ein spezielles Touris-
tenvisum in Aussicht gestellt. Jedoch sind auch Gesch�fts-
reisende und Touristen dazu verpflichtet, die oben genann-
ten Anforderungen zu erf�llen.

c) Exportbestimmungen

Die thail�ndische Regierung hat gegen�ber den Herstel-
lern von Schutzbekleidung angeordnet, dass Mundschutz-
masken nur noch mit entsprechender Genehmigung ins
Ausland exportiert werden d�rfen. Außerdem kontrolliert
das Wirtschaftsministerium den Verkaufspreis, das Pro-
duktionsvolumen und Export sowie Import der Masken.
Das Anlegen �berm�ßiger Vorr�te, Preisspr�nge und Eng-
p�sse sollen so verhindert werden. Die großen Hersteller
von Mundschutz sind aufgefordert, den Bestand an eine

Verteilerstelle der Regierung zu liefern. Von dort soll der
Mundschutz dann an Krankenh�user und Apotheken ver-
teilt werden. Zudem hat der thail�ndische Zentralaus-
schuss f�r Waren- und Dienstleistungspreise den Verkaufs-
preis von Standardmasken auf 2,5 Baht pro St�ck festge-
setzt.

d) Arbeitsrechtliche Aspekte

Arbeitgebern k�nnen nach thail�ndischem Arbeitsrecht
Auflagen zum Schutz von Arbeitnehmern gemacht wer-
den. Zust�ndig hierf�r ist das Work Safety, Occupational
Health and Environmental Conditions Committee. Arbeit-
nehmer, die von Gesundheitsbeamten aufgefordert werden,
sich in Selbstquarant�ne zu begeben, gelten als krank.
Grunds�tzlich steht Arbeitnehmern in Thailand Lohnfort-
zahlung im Krankheitsfall f�r 30 Tage zu. Nach dem be-
zahlten Krankheitsurlaub kann der Arbeitgeber dem Ar-
beitnehmer gestatten, weiteren Jahresurlaub bei Fortzah-
lung des Gehalts zu nehmen. Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer k�nnen sich gegebenenfalls auf andere geeignete
Maßnahmen einigen. Keine Lohnfortzahlung ist vorge-
sehen, wenn der Arbeitgeber Arbeitnehmer vorsorglich
auffordert, nicht zur Arbeit zu erscheinen bzw. den Ar-
beitsplatz vor�bergehend schließt. Laut Angaben des Ar-
beitsministeriums gelten diese F�lle nicht als Krankheits-
tage. Wird ein Arbeitnehmer von den Beh�rden zur Qua-
rant�ne verpflichtet, sind die Arbeitgeber nach dem ge-
setzlichen Grundsatz „keine Arbeit, kein Lohn“ ebenfalls
nicht zur Zahlung des Gehalts verpflichtet.

Arbeitgeber, die von der Krise betroffen sind und den Ge-
sch�ftsbetrieb m�glicherweise aus betriebswirtschaftlich
notwendigen Gr�nden ganz oder teilweise einstellen m�s-
sen, d�rfen den Lohn der Arbeitnehmer auf 75% k�rzen.
Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Arbeitnehmer und die
zust�ndige Arbeitsaufsichtsbeh�rde mindestens drei Tage
im Voraus schriftlich �ber die Lohnk�rzung zu informie-
ren.

Nach dem Arbeitsschutzgesetz hat der Arbeitgeber grund-
s�tzlich das Recht, den Jahresurlaub der Arbeitnehmer fest-
zulegen, wobei es im Einzelfall immer auf den Arbeitsver-
trag und etwaige sonstige interne Arbeitsvorschriften an-
kommt. Vorbehaltlich einer Einzelfallpr�fung kann der Ar-
beitgeber von den Arbeitnehmern verlangen, w�hrend der
Krisenzeit Urlaub zu nehmen. In vielen Arbeitsvertr�gen
und Unternehmensregeln ist jedoch abweichend geregelt,
dass der Arbeitnehmer Jahresurlaub beantragen muss, wo-
durch das diesbez�gliche Weisungsrecht des Arbeitgebers
aufgehoben wird.

e) Sozialversicherung

Gem�ß Kabinettsbeschluss vom 24. 4. 2020 wurden von
M�rz bis Mai 2020 die Sozialversicherungsbeitr�ge der Ar-
beitgeber von 5% auf 4% und die Arbeitnehmer-Beitr�ge
von 5% auf 1% gesenkt. Die Gehaltsbemessungsgrundlage
bleibt bei 1650 THB bis 15000 THB.

Arbeitnehmer, die aufgrund einer 14-t�gigen Quarant�ne
ohne Lohnzahlung vor�bergehend arbeitslos sind, haben
Anspruch auf eine Entsch�digung durch die Sozialversi-
cherungskasse in H�he von 62% des letzten Lohns, wobei
der H�chstbetrag bei 15000 THB liegt. Die Entsch�digung
wird f�r einen Zeitraum von h�chstens 90 Tagen gezahlt.
Dasselbe gilt f�r Arbeitnehmer, wenn der Arbeitgeber auf-
grund einer Schließungsanordnung den Betrieb einstellen
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muss. Arbeitnehmer, denen aufgrund der Krise gek�ndigt
wird, haben f�r maximal 200 Tage Anspruch auf eine Ent-
sch�digung in H�he von 70% des letzten Lohns; die De-
ckelung liegt bei 15000 THB. Per Beschluss vom 11. 9.
2020 wurden die Versicherungsbeitr�ge von Arbeitgebern
und -nehmern f�r den Zeitraum September bis November
2020 auf 2% reduziert und der Maximalbeitrag auf 300
THB begrenzt.

6. Einreichung von Finanzberichten

Am 4. 12. 2019 hat das Department of Business Develop-
ment die Verordnung zu Regeln und Verfahren f�r die Ein-
reichung von Jahresabschl�ssen ver�ffentlicht, die am 1. 1.
2020 in Kraft trat. Demnach m�ssen Unternehmen, die ihre
Abschl�sse in Papierform beh�rdlich einreichen, sie nun
auch elektronisch �ber das DBD-Onlinesystem vorlegen.
Die elektronische Einreichung muss innerhalb von sieben
Tagen nach dem gesetzlich vorgeschriebenen F�lligkeitsda-
tum erfolgen, d.h. innerhalb eines Monats nach der Jahres-
hauptversammlung, die zur Pr�fung und Genehmigung des
Jahresabschlusses abgehalten wird. Die erforderliche Ein-
reichungsfrist hat sich von bisher 30 Tagen auf sieben Tage
reduziert.

7. Vereinfachte FBC-Erteilung

Gegenw�rtig schreibt der thail�ndische Foreign Business
Act (FBA) vor, dass eine Gesellschaft, der vom Board of
Investment eine nichtfiskalische Investitionsf�rderung f�r
einen Gesch�ftssektor gew�hrt wurde, der nach dem FBA
eingeschr�nkt ist, beim Handelsministerium ein Zertifikat
f�r ausl�ndische Unternehmen (Foreign Business Certifi-
cate, FBC) beantragen muss. Dieses Dokument befreit die
Gesellschaft von der Pflicht zur Beantragung einer sog.
Foreign Business License, was in der Praxis meistens ein
komplexes und zeitaufw�ndiges Verwaltungsverfahren er-
fordert. Mithin kann das gef�rderte Unternehmen sein Ge-
sch�ft auf der Grundlage der erhaltenen FBC i.V.m. der
Investitionsf�rderungsbescheinigung betreiben. Gem�ß
den Vorgaben des FBA muss das Ministerium die FBC in-
nerhalb von 30 Tagen nach Erhalt der F�rderungsmittei-
lung ausstellen.

Um diesen Prozess zu vereinfachen, verkn�pfen Handels-
ministerium und BOI ihre Datenbanken, so dass die Da-
tenbank des Ministeriums automatisch aktualisiert wird,
sobald einer Gesellschaft eine BOI-F�rderung bewilligt
wurde. Sobald dieser Vorgang abgeschlossen ist, muss
die gef�rderte Gesellschaft keine Benachrichtigung mehr
beim Handelsministerium einreichen, um ihr FBC zu er-
halten.

8. Novellierte Grund- und Geb�udesteuer

Im M�rz 2019 trat das neue Grund- und Geb�udesteuerge-
setz in Kraft; die Steuer wurde erstmals im Jahr 2020 nach
den neuen Bestimmungen erhoben. Nach dem Gesetz sollte
die Steuer bereits im April 2020 eingezogen werden, die Re-
gierung hat es jedoch auf August 2020 verschoben. Die
Steuer basiert auf dem Sch�tzwert des Grundst�cks oder des
Geb�udes. Der effektive Steuersatz wird gesondert festge-
legt, wobei die Grund- und Geb�udesteuer nur bestimmte
H�chsts�tze vorsieht. F�r die landwirtschaftliche Nutzung
betr�gt der H�chstsatz 0,15%, f�r Wohnnutzung 0,3%, wo-
bei die tats�chlichen S. in der Praxis eher zwischen 0,02%

und 0,1% liegen, und f�r andere Nutzung 1,2%. F�r nat�rli-
che Personen k�nnen bestimmte Abz�ge und Steuerbefrei-
ungen f�r Grundst�cke und Geb�ude mit Wohnnutzung vor-
genommen werden. Auch werden Eigent�mer, die Grund-
st�cke oder Geb�ude f�r landwirtschaftliche Zwecke nut-
zen, f�r drei Jahre von der Steuererhebung nach dem Gesetz
befreit.

9. Unterzeichnung des Multilateralen �berein-
kommens �ber gegenseitige Amtshilfe in
Steuersachen

Am 3. 6. 2020 unterzeichnete Thailand eine ge�nderte Fas-
sung des Multilateralen �bereinkommens �ber gegenseitige
Amtshilfe in Steuersachen und ist damit der 137. Staat, der
dieses Abkommen unterzeichnet hat. Als Unterzeichnerstaat
des �bereinkommens hat sich Thailand bereit erkl�rt, Ge-
setze zu erlassen, umzusetzen und die Anforderungen an
den automatischen Informationsaustausch, bekannt als
Common Reporting Standard und Country-by-Country Re-
porting, zu befolgen. Sie verlangen den automatischen Aus-
tausch und die Meldung bestimmter Steuerzahlerinforma-
tionen �ber Konten von Einzelpersonen und Operationen
der Signatarstaaten an die Steuerbeh�rden anderer L�nder.
Der Prozess zur Umsetzung dieser automatischen Erhe-
bungs- und Berichterstattungsprozesse beginnt, sobald
Thailand das Abkommen ratifiziert und die Ratifikationsur-
kunde bei der OECD hinterlegt hat. Thailand wurde eine
Frist bis zum 30. 8. 2021 einger�umt, um das Abkommen zu
ratifizieren; ansonsten droht eine Aufnahme auf die Schwar-
ze Liste der EU, was f�r in Thailand ans�ssige Personen, die
Investitionen außerhalb Thailands t�tigen, zu erheblichen
steuerlichen Beeintr�chtigungen f�hren k�nnte. Es wird
davon ausgegangen, dass Thailand das Abkommen bis zu
diesem Termin ratifizieren und dann die im Rahmen des
Abkommens erforderlichen Austauschverfahren einf�hren
wird.

10. Mehrwertsteuer f�r ausl�ndische e-Services-
Plattformen

Am 9. 6. 2020 verabschiedete das thail�ndische Kabinett ei-
nen Gesetzentwurf hinsichtlich der �nderung des thail�ndi-
schen Steuergesetzes zur Erhebung der Mehrwertsteuer auf
ausl�ndische Anbieter digitaler Plattformen und den Ver-
kauf digitaler Produkte (e-Services) wie Online-Buchungs-
plattformen, Online-Unterhaltungs-Streaming und E-Com-
merce-Plattformen. Das Gesetz wurde anschließend der Na-
tionalen Gesetzgebenden Versammlung zur Verabschiedung
vorgelegt. Die �nderung sieht vor, dass nichtans�ssige aus-
l�ndische Personen, die in Thailand j�hrliche Einnahmen
von mindestens 1,8 Mio. THB oder mehr erzielen, sich dort
als Mehrwertsteuerzahler registrieren lassen und sowohl
Mehrwertsteuererkl�rungen einreichen als auch die Mehr-
wertsteuer in H�he von 7% an die thail�ndische Steuerbe-
h�rde abf�hren m�ssen.

III. Wirtschaftliche Bewertung

Das Wirtschaftswachstum d�rfte Analysten zufolge 2021
um 4,1% und 2022 um 3,6% anziehen, wobei in etwa
zwei Jahren mit einer Erholung auf das vor der Pandemie
erreichte Produktionsniveau gerechnet wird. Die St�rke
der wirtschaftlichen Erholung wird jedoch auch von der
Wirksamkeit der rechtspolitischen Reaktionen zur Unter-
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st�tzung gef�hrdeter Haushalte und Unternehmen abh�n-
gen. Die Aussichten auf eine rasche Erholung des wichti-
gen Tourismussektors, auf den rund 18% des BIP und
sch�tzungsweise 6 Mio. Arbeitspl�tze einschließlich der
Nebenindustrien entfallen, sind nach wie vor unklar. Ob-
wohl der wirtschaftliche Liberalisierungs- und Reformpro-
zess langwierig und durch die Pandemie erkennbar ge-
hemmt ist, schreitet er weiter voran, und Thailand setzt
sich weiterhin f�r Wirtschaftsreformen und ein offeneres
Investitionsumfeld ein.

Internationales Wirtschaftsrecht

& Sozialrechtliche Bescheinigungen f�r
entsandte Wanderarbeitnehmer – keine
Rechtswirkung außerhalb des Sozialrechts

EuGH (5. Kammer), Urteil vom 14. 5. 2020 – Rs. C-17/19,
Bouygues travaux publics u.a.

Tenor

Art. 11 Abs. 1 Buchst. a, Art. 12a Nr. 2 Buchst. a und Nr. 4
Buchst. a der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates vom
21. 3. 1972 �ber die Durchf�hrung der Verordnung (EWG)
Nr. 1408/71 �ber die Anwendung der Systeme der sozialen
Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbst�ndige sowie deren
Familienangeh�rige, die innerhalb der Gemeinschaft zu-
und abwandern, in der durch die Verordnung (EG) Nr. 118/
97 des Rates vom 2. 12. 1996 ge�nderten und aktualisierten
Fassung, ge�ndert durch die Verordnung (EG) Nr. 647/2005
des Europ�ischen Parlaments und des Rates vom 13. 4. 2005
sowie Art. 19 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des
Europ�ischen Parlaments und des Rates vom 16. 9. 2009 zur
Festlegung der Modalit�ten f�r die Durchf�hrung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 883/2004 �ber die Koordinierung der Sys-
teme der sozialen Sicherheit sind dahin auszulegen, dass
eine Bescheinigung E 101, die von dem zust�ndigen Tr�ger
eines Mitgliedstaats gem�ß Art. 14 Nr. 1 Buchst. a oder
Nr. 2 Buchst. b der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Ra-
tes vom 14. 6. 1971 zur Anwendung der Systeme der sozialen
Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbst�ndige sowie deren
Familienangeh�rige, die innerhalb der Gemeinschaft zu-
und abwandern, in der durch die Verordnung Nr. 118/97 ge-
�nderten und aktualisierten Fassung, ge�ndert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1606/98 des Rates vom 29. 6. 1998 an
Arbeitnehmer ausgestellt wurde, die ihre T�tigkeit in einem
anderen Mitgliedstaat aus�ben, und eine Bescheinigung A
1, die ihnen von diesem Tr�ger gem�ß Art. 12 Abs. 1 oder
Art. 13 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Euro-
p�ischen Parlaments und des Rates vom 29. 4. 2004 zur Ko-
ordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit, ge�ndert
durch die Verordnung (EU) Nr. 465/2012 des Europ�ischen
Parlaments und des Rates vom 22. 5. 2012 ausgestellt wurde,
f�r die Gerichte des letztgenannten Mitgliedstaats nur hin-
sichtlich der sozialen Sicherheit bindend sind.

AEUV Art. 267; Verordnung (EWG) Nr. 572/72 Art. 11, 12a,
14; Verordnung (EG) Nr. 883/2004 Art. 12, 13

Aus den Gr�nden

1 Das Vorabentscheidungsersuchen betrifft die Auslegung von
Art. 11 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates vom 21. 3.

1972 �ber die Durchf�hrung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/
71 �ber die Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf
Arbeitnehmer und Selbst�ndige sowie deren Familienangeh�ri-
ge, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern (ABl.
1972, L 74, S. 1), in ihrer durch die Verordnung (EG) Nr. 118/97
des Rates vom 2. 12. 1996 (ABl. 1997, L 28, S. 1) ge�nderten
und aktualisierten Fassung, ge�ndert durch die Verordnung
(EG) Nr. 647/2005 des Europ�ischen Parlaments und des Rates
vom13. 4. 2005 (ABl. 2005, L 117, S. 1) (im Folgenden: Verord-
nung Nr. 574/72), und von Art. 19 der Verordnung (EG)
Nr. 987/2009 des Europ�ischen Parlaments und des Rates vom
16. 9. 2009 zur Festlegung der Modalit�ten f�r die Durchf�h-
rung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 �ber die Koordinierung
der Systeme der sozialen Sicherheit (ABl. 2009, L 284, S. 1).

2 Das Vorabentscheidungsersuchen ergeht im Rahmen eines
Strafverfahrens gegen die Unternehmen Bouygues travaux pu-
blics (im Folgenden: Bouygues), Elco construct Bucarest (im
Folgenden: Elco) und Welbond armatures (im Folgenden: Wel-
bond) wegen Schwarzarbeit und unerlaubter �berlassung von
Arbeitnehmern.

Rechtlicher Rahmen

Unionsrecht

Verordnung Nr. 1408/71

3 Die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. 6.
1971 zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf
Arbeitnehmer und Selbst�ndige sowie deren Familienangeh�ri-
ge, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern, in ihrer
durch die Verordnung Nr. 118/97 ge�nderten und aktualisierten
Fassung, ge�ndert durch die Verordnung (EG) Nr. 1606/98 des
Rates vom 29. 6. 1998 (ABl. 1998, L 209, S. 1) (im Folgenden:
Verordnung Nr. 1408/71) enthielt einen Titel I („Allgemeine
Vorschriften“), in dem Art. 1 („Begriffsbestimmungen“) u.a.
vorsah:

„F�r die Anwendung dieser Verordnung werden die nachstehen-
den Begriffe wie folgt definiert:

…

j) ,Rechtsvorschriften

,

: in jedem Mitgliedstaat die bestehenden
und k�nftigen Gesetze, Verordnungen, Satzungen und alle an-
deren Durchf�hrungsvorschriften in Bezug auf die in Art. 4
Abs. 1 und 2 genannten Zweige und Systeme der sozialen Si-
cherheit oder die in Art. 4 Abs. 2a erfassten beitragsunabh�ngi-
gen Sonderleistungen.…“

4 Ebenfalls in diesem Titel bestimmte Art. 4 („Sachlicher Gel-
tungsbereich“) der Verordnung Nr. 1408/71:

„(1) Diese Verordnung gilt f�r alle Rechtsvorschriften �ber
Zweige der sozialen Sicherheit, die folgende Leistungsarten be-
treffen:

Markus Schlueter
Rechtsanwalt und Partner im Gesch�ftsbe-
reich Asien/Pazifik von R�dl & Partner in
K�ln und Bangkok. Zuvor war er mehrere
Jahre f�r eine internationale Wirtschaftskanz-
lei in Vietnam t�tig. Er arbeitet auf dem Ge-
biet des internationalen Handelsrechts sowie

der Strukturierung grenz�berschreitender Direktinvestitionen
und leitet den ASEAN-Desk in Deutschland.
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